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Vorwärts und nicht vergessen.
Über sozialdemokratische Ansprüche und 

SPD-Realitäten
Christian Reimann

Einleitung

Die SPD hat in ihrer fast 150jäh-
rigen Geschichte viele Entwick-
lungen durchgemacht und mehr 
oder weniger gut überstanden. 
Neben den Gewerkschaften hat 
sich die Partei lange Zeit als das 
politische Element der Arbeit-
nehmerbewegung verstanden. 
In bescheidenem, aber solidem 
Maße ist es dieser Partei gelun-
gen, die Situation der Lohnab-
hängigen zu verbessern. In der 
Alt-Bundesrepublik erzielte die 
SPD 1972 mit Willy Brandt das 
beste Ergebnis der Parteige-
schichte: 45,8 Prozent der Stim-
men der Wählerschaft und damit 
stärkste Fraktion im Bundestag. 
Danach ist es der SPD lediglich 
1998 gelungen, mit 40,9 Prozent 
Wähleranteil stärkste Bundes-
tagsfraktion zu werden.

Bei der letzten Bundestags-
wahl hat es für die älteste Partei 
Deutschlands eine verheerende 
Niederlage gegeben. Mit 231 

Prozent  der Stimmen ist der 
Anteil so niedrig wie zuletzt in 
der Kaiserzeit. Seitdem hat sich 
-zumindest in den Umfragen- 
kaum etwas verändert. Die SPD 
verweilt um die 25 Prozent2.

http://www.wahlrecht.de/ergeb-1 
nisse/bundestag.htm
http://www.wahlrecht.de/umfra-2 
gen/index.htm
http://de.wikipedia.org/wiki/3 
Datei:SPD_Mitgliederentwick-
lung.svg

Ähnlich dramatisch ist die Mit-
gliederentwicklung: Seit 1990 
hat sich die Zahl der Mitglieder 
nahezu halbiert3.

Wie konnte es zu diesen 
Entwicklungen bei der SPD kom-
men? Einige Antworten soll der 
folgende Text liefern.

SPD-Regierungszeit

Mit großen Erwartungen ist die 
SPD nach 16 Jahren Kohl-Regie-
rung gewählt worden und konnte 
mit Bündnis 90/Die Grünen die 
Bundesregierung bilden. Die 
damals neue Schröder/Fischer-
Regierung hat jedoch rasch an 
Strahlkraft verloren: Neben per-
sonalpolitischen Querelen und 
Intrigen ist scheinbar auch das 
Berliner Grundsatzprogramm der 
SPD für zahlreiche Regierungs-
mitglieder und Funktionsträger 
der Partei in Vergessenheit gera-
ten. Sowohl innen- als auch au-
ßenpolitisch sind die Grundsätze 
des Berliner Programms nicht 
befolgt worden. Insbesondere die 
zweite rot-grüne Amtszeit weist 
zahlreiche Verstöße gegen das 
Berliner Grundsatzprogramm 
auf. 

Gegenwärtig gilt das Ham-

burger Grundsatzprogramm 
von Oktober 2007. Zur Zeit der 
Einführung der „Agenda 2010“ 
hat das wesentlich von Oskar 
Lafontaine geprägte Grund-
satzprogramm gegolten, das 
auf dem Programm-Parteitag 
im Dezember 1989 in Berlin 
beschlossen worden ist. Daran 
hätte sich die Partei orientieren 
können. Da heißt es zum Bei-
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spiel: „Das Recht auf Arbeit ist 
ein Menschenrecht. Es ist die 
Pflicht eines demokratischen 
und sozialen Rechtsstaats, für 
Vollbeschäftigung zu sorgen. (…) 
Ungeschützte Arbeitsverhältnis-
se darf es nicht geben. Leiharbeit 
ist zu verbieten (...)“.

Doch Protagonisten der 
Agenda-Politik definierten den 
Begriff der Vollbeschäftigung 
um. So erklärte der damalige 
Bundesarbeitsminister und jet-
zige Hamburger Bürgermeister 
Olaf Scholz: „Niemand, der 
seinen Job verliert, bleibt länger 
als ein Jahr ohne einen neuen 
Arbeitsplatz. (...) Das wäre für 
mich Vollbeschäftigung“.4 Noch 
während der Programmsatz galt, 
dass Leiharbeit zu verbieten 
sei, ist zum Jahresbeginn 2004 
die Arbeitnehmerüberlassung 
gesetzlich erleichtert worden, 
beispielsweise durch Änderung 
oder Aufhebung von Vorschrif-
ten, die die Leiharbeit befristetet 
haben. Das Hamburger Grund-
satzprogramm spricht nicht mehr 
ausdrücklich vom Verbot der 
Leiharbeit.

Eine andere Forderung der 
Sozialdemokraten ist seit langem 
das gesetzliche Verbot der Aus-

Thomas Plaßmann

sperrung. Wörtlich ist im Berliner 
Grundsatzprogramm zu lesen: 
„Das Gleichgewicht zwischen den 
Tarifparteien verlangt das gesetz-
liche Verbot der Aussperrung“. 
Aber kaum war die SPD 1998 
gemeinsam mit den Grünen an 
die Regierung gelangt, war das 
Thema vom Tisch. Im Hamburger 
Grundsatzprogramm ist die For-
derung nach einem gesetzlichen 
Aussperrungsverbot nicht mehr 
zu finden. Stattdessen darf die 
klassische Stammwählerschaft 
der SPD bis zur Rente mit 67 
arbeiten. Insbesondere das SPD-
Mitglied Franz Müntefering hat 
sich dafür sehr eingesetzt, dass 
in Schritten das Renteneintritts-
alter ab 2012 angehoben werden 
soll. Einen Kurswechsel lehnte 
er - auch nach Erreichen der 
Opposition - trotz des Hinweises 
auf eine Überprüfungsklausel 
im Rentengesetz ab5. Die SPD-
Spitze hat sich bis heute nicht 
von der Rente mit 67 verab-
schiedet, sondern 2010 einen 
Kompromiss erarbeitet, der den 
Beginn des Renteneintrittsalters 
lediglich bis 2015 verschiebt6. 
Nicht ausgeschlossen ist, dass
dieser Kompromiss lediglich 
beschlossen worden ist, um „das 

http://www.bild.de/news/po-4 
litik/interview/wir-schaffen-
das-4411936.bild.html
 http://www.sueddeutsche.de/5 
politik/spd-rente-mit-muente-
fering-stellt-sich-gegen-seine-
nachfolger-1.990314 
Beschluss des SPD-Präsidi-6 
ums: Gut und sicher leben: 
Perspektiven schaffen für Arbeit 
und sichere Altersvorsorge vom 
23.08.2010
 http: / /www.dradio.de/dl f /7 
s e n d u n g e n / i n t e r v i e w _
dlf/1251712/

Gesicht des Fraktionsvorsitzen-
den Steinmeier zu wahren“7. In 
der rot-grünen Regierungszeit ist 
es versäumt worden, den gesetz-
lichen Mindestlohn einzuführen. 
Dem Beispiel unserer Nachbar-
staaten hat die Parteiführung 
nicht folgen wollen. Dann in der 
Großen Koalition ist gesagt wor-
den; er könne u.a. mit Rücksicht 
auf eben diese Koalition nicht 
realisiert werden. Das muss 
sich ändern. Beispielsweise 
könnten Anträge zur Einführung 
des gesetzlichen Mindestlohns 
zugestimmt werden, auch wenn 
sie von einer konkurrierenden 
Partei eingereicht werden.

Positiv zu bewerten ist, dass 
im Hamburger Grundsatzpro-
gramm der gesetzliche Mindest-
lohn gefordert wird. Auch die alte 
sozialdemokratische Erkenntnis 
„Nur der Reiche kann sich den 
armen Staat leisten“ passt nicht 
zur „Agenda 2010“. Im Gegen-
satz zu dieser Erkenntnis hat die 
Regierung Gerhard Schröders 
den Spitzensteuersatz gesenkt 
und die Steuerpflichten der Un-
ternehmen verringert. Krasse 
Widersprüche zwischen dem da-
maligen Grundsatzprogramm der 
SPD und der „Agenda 2010“ klaf-
fen in der Gesundheitspolitik. Ein 
einziger Programmsatz genügt, 
um das zu verdeutlichen: „In der 
gesetzlichen Krankenversiche-
rung lehnen wir eine Kostenbe-
teiligung der Versicherten über 
die Beiträge hinaus ab“. Auch 
das aktuell gültige Hamburger 
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Grundsatzprogramm von 2007
enthält noch Aussagen gegen 
eine Zweiklassenmedizin, dar-
unter den markanten Satz: „Des-
halb wollen wir die solidarische 
Bürgerversicherung, in die alle 
Menschen einbezogen werden“. 
Aber ähnlich wie den Rentnern, 
denen die Riester- und Rürup-
Melodie8  der Privatisierung 
und Eigenverantwortlichkeit ge-
geigt wird, ist es den Kranken 
ergangen, die außer den zehn 
Euro Praxisgebühr auch noch 
wachsende Zuzahlungen auf 
Behandlungen und Medikamente 
leisten müssen. Arbeitnehmer-
schaft und sozial Schwache sind 
im Vergleich mit den Reichen 
medizinisch immer schlechter-
gestellt worden.

Schon 1999 hätten Maßnah-
men ergriffen werden können, 
die der aktuellen Finanzkrise ent-
gegengewirkt (oder vermieden) 
hätten. Vorschläge zur Kontrolle 
der internationalen Finanzmärkte 
sind u.a. eine Regulierung des 
kurzfristigen Kapitalverkehrs zur 
Eindämmung der Spekulations-
gewinne von Hedge-Fonds und 
stabile Wechselkurszielzonen 
durch internationale Absprachen 
gewesen9. Das Gegenteil ist der 
Fall gewesen: Unter den Finanz-
ministern Hans Eichel und Peer 
Steinbrück, der als möglicher 
Kanzlerkandidat der SPD für die 
Wahl 2013 gehandelt wird, sind 
„wichtige Stufen erklommen auf 
dem Weg zu einem erfolgreichen 
Finanzplatz Deutschland in Euro-
pa und der Welt“ worden10. Es ist 
also über Jahre hinweg eine Po-
litik der Deregulierung betrieben 
worden. Spätestens seit 2008 
wissen alle, dass ein neuer, gere-
gelter Kurs für die Finanzmärkte 
dringend geboten ist. 

Wie im Inland so auch im 
Ausland: Im Berliner Grundsatz-
programm hat sich die SPD der 
Friedenspolitik verpflichtet und 
bekundet, sie wolle die Dynamik 
der Aufrüstung brechen und die 
der Abrüstung in Gang setzen. 
„Unser Ziel ist es, den Export von 
Waffen und Rüstungsgütern zu 
vermindern“. Diesem Ziel handel-
te die SPD unter anderem durch 

den Jugoslawien-Einsatz und 
milliardenschwere Rüstungsver-
käufe grob zuwider.

In Europa möchte die SPD 
der Sozialpolitik den gleichen 
Stellenwert wie der Wirtschafts-
politik geben. Zugleich ist der 
Lissabon-Vertrag unterstützt wor-
den. Demnach soll die EU nicht 
einer sozialen Marktwirtschaft, 
sondern dem „Grundsatz der of-
fenen Marktwirtschaft mit freiem 
Wettbewerb“ verpflichtet werden. 
Das ESZB (Europäisches Sys-
tem der Zentralbanken) ist ge-
mäß dem Lissabon-Vertrag der 
Preisstabilität verpflichtet, nicht 
der Vollbeschäftigung. Über die 
Grundrechtecharta ist im Kriegs-
fall oder bei drohender Kriegsge-
fahr die Wiedereinführung der 
Todesstrafe möglich, ebenso die 
Tötung von Menschen, um einen 
Aufstand oder Aufruhr niederzu-
schlagen (zur Erinnerung: Die 
Bundesrepublik Deutschland be-
findet sich derzeit im Krieg; näm-
lich mit Afghanistan). Es sollte 
nicht vergessen werden, dass es 
ein SPD-Verteidigungsminister, 
Peter Struck, gewesen ist, der 
behauptete, Deutschlands Si-
cherheit werde am Hindukusch 
verteidigt11. Diese „Verteidigung“ 
ist in Verbindung mit der Vertrau-
ensfrage zustande gekommen. 
Möglicherweise hätte Kanzler 
Schröder in dieser Frage keine 
eigene Koalitions-Mehrheit be-
kommen.12

Zwischenfazit

In der rot-grünen und später 
schwarz-roten Regierungszeit 
hat die SPD den Status, Partei 
der sozialen Gerechtigkeit zu 
sein, erheblich eingebüßt. Große 
Teile der traditionellen (Stamm-)
Wählerschaft (Arbeitnehmer-
schaft und sozial Schwache) 
werden nicht mehr erreicht. 
Weite Teile der Mitgliedschaft, 
die nicht selten zu Willy Brandts 
Zeiten in die SPD eingetreten 
sind, vermissen das „Wir-Gefühl“ 
in der Programmatik und als 
Organisation und viele sind 
vermutlich deshalb ausgetreten. 
Seit dem Fortgang Lafontaines 

Über mögliche Motive für die 8 
Privatisierung und Einfüh-
rung einer kapitalgedeckten 
Altersvorsorge: http://www.
spiegel.de/polit ik/deutsch-
land/0,1518,750599,00.html 
und http://daserste.ndr.de/pa-
norama/archiv/2011/schro-
eder237.html
http://www.dradio.de/dlf/sen-9 
dungen/finanzkrise/860349/
http://www.bundesfinanzmi-10 
nisterium.de/nn_1928/DE/
Wirtschaft__und__Verwal-
tung/Geld__und__Kredit/Auf-
gaben__und__Ziele/Das__
Ziel__fest__im__Blick.html 
und http://www.bundesfinanz-
ministerium.de/nn_1940/DE/
Wirtschaft__und__Verwaltung/
Geld__und__Kredit/Aktuelle__
Gesetze/node.html?pageno=0
http://www.heise.de/tp/arti-11 
kel/13/13778/1.html
h t t p : / / w w w . s p i e g e l .12 
d e / p o l i t i k / d e u t s c h -
land/0,1518,167540,00.html

insbesondere vom Parteivorsitz 
ist es der Partei-Spitze nicht 
gelungen, die unterschiedlichen 
Partei-Flügel inhaltlich wie perso-
nell innerparteilich zu versöhnen, 
um nach außen geschlossen auf-
treten zu können. Anschließend 
haben „Agenda 2010“-Politik und 
Hartz-Gesetzgebung die Partei 
programmatisch beschädigt und 
die Mitgliederschaft gespalten.

Es ist einfach, das Vertrauen 
der Wählerschaft zu missbrau-
chen. Nach einem Missbrauch 
geht das  Vertrauen meist rasch 
verloren. Es ist viel schwieriger 
und mit viel mehr Zeit verbunden, 
das verloren gegangene Ver-
trauen wieder zu gewinnen. Das 
haben Kanzler Gerhard Schrö-
der bei seiner Abwahl 2005 und 
Kanzlerkandidat Frank-Walter 
Steinmeier mit katastrophalem 
Ergebnis bei der Wahl 2009 
lernen dürfen. (Ob sie - und zahl-
reiche MdBs, die diese Politik 
getragen haben - diese Lernfä-
higkeit besitzen, darf jedoch bis 
heute bezweifelt werden.)
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Die Fehler der Regierungszeit 
wiegen schwer. Dazu zählen 
u.a.: Im Widerspruch zu Wahl-
kampfaussagen ist die Politik 
für den Arbeitsmarkt von einem 
„prostitutions- und korruptions-
erfahrenen Manager“ formuliert, 
sind „Langzeitarbeitslose vom 
SPD-Superminister in die Nähe 
von `Parasiten` gerückt“ worden 
und - wenn Absicht nicht unter-
stellt werden soll - offensichtlich 
„fachlich überforderte Finanz-
minister haben aus der steuer-
lichen Veranlagung des großen 
Geldes eine mittelprächtige 
Benefizveranstaltung gemacht“ 
sowie die „SPD-Politik auf den 
Strich des Finanzkapitals geführt, 
vergessen die Globalisierung 
politisch zu gestalten und lieber

Energiesparen wird prämiert 
Neues Modell für Schulen im Ausschuss vorgestellt 
S. Osnabrück. Die Stadt Osnabrück will im kommenden Jahr mit einem pädagogischen 
Prämien-modell mehr Schulen für Energieeinsparung gewinnen. Als höchste Prämie können 
1500 Euro ausgezahlt werden.

Ursula Wilm-Chemnitz vom Verein für Ökologie und Umweltbildung stellte den Plan im 
Schul- und Sportausschuss vor. Das neue Modell soll die bisherige Fifty-fifty-Vereinbarung 
ablösen, an der derzeit die Hauptschule Innenstadt, das Schulzentrum Sonnenhügel und die 
Gesamtschule Schinkel teilnehmen. Dabei erhalten die Schulen 50 Prozent der Energiekosten, 
die sie künftig einsparen.
Es habe sich gezeigt, dass mit Verhaltensänderungen viel Energie eingespart werden könne, 
sagte Wilm-Chemnitz. So hätten die drei beteiligten Schulen allein im Jahr 2010 mehr als 
46.000 Euro Energiekosten eingespart.

Allerdings sei der Aufwand sehr hoch, um die tatsächliche Energieeinsparung zu ermitteln, 
wenn etwa die Schule von einem Halbtags- auf Ganztagsbetrieb umstelle. Zudem seien kleinere 
Schulen und energetisch gut ausgestattete Schulen benachteiligt.

Das Prämienmodell belohne dagegen vor allem die pädagogische Beschäftigung mit dem 
Thema Energiesparen. So ist unter anderem vorgesehen, einen Energieberater aus dem Leh-
rerkollegium einzusetzen. Dieser wird unterstützt von Energieteams von Schülern und dem 
Hausmeister. Ziel sei es, das Nutzerverhalten zu ändern: Müssen alle Lampen brennen? Wird 
während der Pause ordentlich gelüftet? Werden beim Verlassen der Räume immer die Türen 
geschlossen?
1500 Euro Belohnung
Zudem solle das Thema in den Unterricht eingebunden werden. Projekttage und Wettbewerbe 
seien ebenfalls erwünscht, erläuterte Wilm-Chemnitz. Die einzelnen Schritte der Schule werden 
in einem Fragebogen erfasst und mit Punkten prämiert, wobei besondere Aktionen mehr Punkte 
bekommen als einfache. 63 sind die maximal zu erreichenden Punkte. Die halbe Prämie von 
750 Euro gibt es für 40 bis 60 Punkte, darüber hinaus die volle Prämie von 1500 Euro.

Wie Ursula Wilm-Chemnitz betonte, sei die Teilnahme freiwillig. Das Prämienmodell werde 
in einigen deutschen Städten bereits erfolgreich eingesetzt. Start ist im Januar 2012. Sollten 
sich viele Schulen daran beteiligen, sei die Auswertung nicht mehr „nebenbei“ zu machen, 
sagte die Fachfrau. Deshalb sei eine Bundesförderung beantragt.

Aus dem Ausschuss kam breite Zustimmung für das neue Modell. Die umfassende Be-
schäftigung mit dem Thema Energiesparen werden dann von den Schülern in die Familie 
getragen und verbreitet.
Neue Osnabrücker Zeitung vom 10. Juni 2011

Steueroasen und Niedriglöhne 
forciert“13. Das sollte insbeson-
dere von Sozialdemokraten nicht 
verschwiegen werden oder gar in 
Vergessenheit geraten.

SPD-Oppositionszeit

Nach der verlorenen Bundes-
tagswahl ist von inhaltlicher 
Neuorientierung und einer Ausei-
nandersetzung mit den Ursachen 
der Wahlverluste sowie von grö-
ßerer Einbindung der Mitglieder 
und „Zukunftswerkstätten“ die 
Rede gewesen14. Davon ist je-
doch bis heute kaum etwas zu 
spüren - abgesehen von einigen 
Regionalkonferenzen, die offiziell 
nicht bindend sind. Eine mögli-
che Ursache kann im Personal

gefunden werden: Kurz nach der 
verlorenen Wahl sind schwer-
wiegende personalpolitische 
Entscheidungen getroffen wor-
den. Zunächst ist der Bundes-
tagsfraktionsvorstand gewählt 
worden: Gewählt worden ist als 
Fraktionsvorsitzender einer der 
„Haupt-Architekten“ der „Agenda 
2010“: Frank-Walter Steinmeier. 
Dieser hat unmittelbar nach der 
verlorenen Wahl angekündigt, „er 
stehe nur unter bestimmten Vo-
raussetzungen für Spitzenämter 
in der SPD zur Verfügung. Wenn 
die Partei Reformen zurückdre-
hen wolle, die er entwickelt und 
eingeführt habe, dann sei er nicht 
der richtige Mann dafür“15 . Die-
ses scheint bis heute von etlichen 
in der Partei- und Fraktionsspit-
ze weitestgehend akzeptiert 
zu werden. An der Parteispitze 
ist Sigmar Gabriel, ehemaliger 
Bundesumweltminister, gewählt 
worden. Schon seit seiner Zeit 
im Niedersächsischen Landtag 

http://www.padalz.de/index.13. 
php?id=82 und http://www.
ag-soz ia ldemokra ten.de/
node/365/554#comment-554
http://de.wikipedia.org/wiki/14. 
Bundestagswahl_2009#Reak- 
tionen_der_Parteien
h t t p : / / w w w . s p i e g e l .15. 
d e / p o l i t i k / d e u t s c h -
land/0,1518,651825,00.html
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und als Ministerpräsident des 
Landes ist er u.a. bekannt für 
seinen Wankelmut16.  Bisher 
ist er - aber auch das restliche 
Spitzenpersonal - den Beweis 
schuldig geblieben, dass er die 
Partei vorwärts bringen kann.

Selbst Alt-Kanzler Schröder 
hat zu verstehen gegeben, dass 
die „Agenda 2010“ nicht die 
Zehn Gebote seien17. Viel zu 
oft wird dennoch auf Erfolge im 
Zusammenhang mit der „Agenda 
2010“-Politik verwiesen. Oftmals 
ist dann von der Ganztagsbe-
treuung an Schulen oder der 
Erhöhung der Betreuungsplätze 
für unter Dreijährige18  die Rede. 
Die viel größeren Nachteile, die 
besonders die klassische SPD-
Wählerschaft auch heute noch 
spürt, werden kaum erwähnt.

Seit der Oppositionszeit sind 
einige Konzepte und Programme 
formuliert worden. Dazu zählen 
u.a. das Papier „Fairness auf 
dem Arbeitsmarkt“ sowie das 
sog. Fortschrittsprogramm und 
das Konzept zur Bürgerversiche-
rung. In ihnen ist der Ist-Zustand 
in Deutschland gut analysiert 
worden. Allerdings ist vergessen 
worden zu erwähnen, dass die 
Bundes-SPD maßgeblich an 
dem zu recht kritisierungswürdi-
gen Zustand beigetragen hat. 

Es gibt zahlreiche Themen 
und Umstände, bei denen die 
Parteispitze nicht begriffen zu 
haben scheint, dass erstens die 
SPD sich in der Opposition be-
findet und zweitens nicht weiß, 
woran das liegen mag. 

Ein Beispiel ist das Thema 
Vorratsdatenspeicherung: Bei 
dem Thema versucht die Spitze 
der Bundes-SPD einen Keil zwi-
schen der derzeitigen Koalition 
zu treiben. Ein Kurswechsel im 
Vergleich zur Regierungszeit 
findet nicht statt und so bietet 
sich Gabriel als „potenzieller 
Mehrheitsbeschaffer“ der Uni-
onsparteien an. Dabei entspricht 
die Absicht der „möglichst langen 
und umfassenden Speicherung 
der Kommunikationsdaten aller 
Bürger“19  nicht unbedingt dem 
sozialdemokratischen Anspruch, 
mehr Demokratie zu wagen, wie 

Willy Brandt es einmal formuliert 
hat, sondern zielt eher ab auf 
Sicherheitsansprüche im Sinne 
von Kontrolle. 

Ein anderes Thema ist der 
Afghanistan-Einsatz der Bun-
deswehr: An ihm wird auch in 
der Opposition festgehalten. Aus 
der Friedenspartei SPD ist mitt-
lerweile eine  Partei geworden, 
die sich von den konservativ-
bürgerlichen Parteien kaum noch 
unterscheidet. 

Der langjährige Vorsitzende 
und Friedensnobelpreisträger 
Willy Brandt hat schon 1971 an 
der Universität Oslo den Satz 
geprägt: „Krieg ist nicht mehr die 
Ultima ratio, sondern die Ultima 
irratio“. Dieser findet - auch in 
der SPD - spätestens seit dem 
Jugoslawien-Einsatz durch die 
rot-grüne Bundesregierung von 
Schröder/Fischer kaum noch 
Berücksichtigung. Der Afghanis-
tan-Einsatz hätte schon längst 
beendet werden können. Spätes-
tens mit dem Tod von Osama Bin 
Laden sollte der Truppenabzug 
ernsthaftes Ziel sein. Vielen, aber 
offensichtlich nicht genügend 
SPD-Mitgliedern ist der Anspruch 
„Frieden schaffen ohne Waffen“ 
nicht fremd. 

Auch der Fall Sarrazin ist sym-
ptomatisch für das Versagen der 
Parteispitze. Er verdeutlicht den 
Zickzack-Kurs, den das Spitzen-
personal der SPD betreibt: Nach 
zahlreichen Buchvorstellungen 
und -verkäufen mit Thesen über 
Vererbung von Intelligenz hat 
Gabriel zunächst den Ausschluss 
des SPD-Mitglieds Sarrazin 
gefordert. Kurz vor Ostern dann 
die Kehrtwende, nachdem Sar-
razin eine knappe schriftliche 
Erklärung abgegeben hat. Der 
Antrag vom Parteiausschluss ist 
von der zuständigen Generalse-
kretärin Nahles - offensichtlich 
nach Absprache mit Gabriel - 
zurückgezogen worden. Sarrazin 
bleibt somit SPD-Mitglied, was 
für viele andere SPD-Mitglieder 
frustrierend und nicht nachvoll-
ziehbar ist20. Sarrazins im Buch 
vertretenen Thesen sind von 
der SPD nicht sanktioniert wor-
den. Darf mit solchen Thesen, 

wie sie Sarrazin in seinem Buch 
vertritt, um die Stimmen der 
Wählerschaft geworben werden, 
etwa bei der Kommunalwahl in 
Niedersachsen? 

Im 1. Halbjahr 2011 hat es 
mehrere Landtagswahlen gege-
ben. In Hamburg ist nach einem 
schwarz-grünen Koalitionsende 
und einem inhaltsleeren Wahl-
kampf die absolute Mehrheit 
gewonnen worden. Weshalb 
ausgerechnet Olaf Scholz, der 
neue Bürgermeister der Hanse-
stadt, ein neuer „Hoffnungsträ-
ger“21  sein soll, bleibt für viele 
Sozialdemokraten schleierhaft. 
Er hat seine politische Karriere 
zwar auf dem linken Koordina-
tenspektrum begonnen22 , aber 
als Generalsekretär die „Agenda 
2010“ vertreten. Diesen Kurs 
scheint er beizubehalten23 . Bei 
den Wahlen im Südwesten hat 
bei der Bundes-SPD Freude über 
das Abschneiden der Linkspartei

http://www.tagesschau.de/in-16 
land/portraetgabriel106.html
http://www.sueddeutsche.de/17 
politik/schroeder-zum-spd-
streit-agenda-sind-nicht-die-
zehn-gebote-1.890059
h t t p : / / w w w. p n n . d e / p o l i -18 
tik/224393/
http://www.heise.de/tp/arti-19 
kel/34/34684/1.html
http: / /www.faz.net/s/Rub-20 
594835B672714A1DB1A-
121534F010EE1/Doc~E1134
07444B2D4586ACFD378337
47E8C9~ATpl~Ecommon~Sco
ntent.html und http://openpeti-
tion.de/petition/online/berliner-
erklaerung-zur-beendigung-
des-parteiordnungsverfahrens-
gegen-dr-thilo-sarrazin
http://www.rp-online.de/poli-21 
tik/deutschland/Olaf-Scholz-
Hoffnungstraeger-der-SPD_
bid_28701.html
Hinweise hierzu zu finden: http://22 
www.jungewelt.de/2011/02-
24/061.php?sstr=olafscholz
h t t p : / / w w w . j u n g e w e l t .23 
d e / 2 0 1 1 / 0 3 - 0 1 / 0 4 0 .
php?sstr=olafscholz



PAUKOS        Ausgabe 01/2011

40

geherrscht. Dabei wird wohl 
vergessen, dass die SPD dies-
mal erstmals hinter den Grünen 
liegt - in Baden-Württemberg24. 
Darüber hinaus war es in Baden-
Württemberg das schlechteste 
Ergebnis für die SPD. Nicht 
wirklich besser sieht die Bilanz in 
Rheinland-Pfalz aus, wo die SPD 
rund 10 Prozent verloren hat und 
nur Dank der starken Grünen 
erneut die Regierungsplätze be-
legen kann. Dennoch ist aus dem 
Willy-Brandt-Haus die Botschaft 
gekommen, die Wahlziele seien 
erreicht worden. Es ist wieder ge-
jubelt worden. So kann sich auch 
eine Partei „zu Tode amüsieren“ 
(Neil Postman).25

Ergebnis

Vorwärts und nicht vergessen! 
Ein allgemeines Eingeständnis 
von Fehlern reicht nicht aus, um 
das Vertrauen der Wählerschaft 
zurückzugewinnen. Insbeson-
dere die Partei-Spitze sollte die 
Kraft finden, eigene Fehler der 
zuletzt elfjährigen Regierungszeit 
klar zu benennen und zurück zu 
den sozialdemokratischen Wur-
zeln finden.

Seit der Schröder-Ära gibt es 
in der SPD keine echte Diskus-
sions- und Streitkultur mehr. Es 
ist mit  „Basta“26  und Rücktritt 
gedroht worden, um kontrover-
se Diskussionen nicht aufkom-
men zu lassen. Es entsteht der 
Eindruck, dass bei Teilen der 
Funktionsträgerschaft die Posten 
mehr Interesse wecken als die 
Verbesserung der Lebenssitua-
tion von Arbeitnehmerschaft und 
sozial Schwachen (traditionelle 
Wählerklientel der SPD) vor-
anzutreiben. Insbesondere die 
Funktionäre und Mandatsträger 
in Berlin (Bund) scheinen fast 
jeden Bezug zur Realität (zur 
Arbeitnehmerschaft und zu sozial 
Schwächeren) verloren zu haben 
und lediglich -angelehnt an die 
Ökonomie- an kurzfristigen Ge-
winnen (Mandate) interessiert. 
Was die Sozialistengesetze der 
Kaiserzeit und die Nationalso-
zialisten nicht geschafft haben, 
könnte intern geschehen: Die 

http://www.spiegel.de/politik/d24 
eutschland/0,1518,druck-7536
05,00.html
 http://www.heise.de/tp/arti-25 
kel/34/34441/1.html
 http://www.tagesspiegel.de/26 
politik/wenn-sie-schritten-seit-
an-seit/412706.html
Über die SPD nachzuhören ab 27 
etwa Minute 2:10 hier: http://
www.youtube.com/watch?v=aD
soFQ9WZrQ&feature=related
An der Parteibasis gibt es dafür 28 
u.a. diese Initiative: http://www.
ag-sozialdemokraten.de/
 http://geschichts-blog.blogspot.29 
com/2011/01/die-spd-im-wahl-
kampf-1972.html
http://www.ag-sozialdemokra-30 
ten.de/content/mehr-sozialde-
mokratie-wagen

Zerstörung der Sozialdemokra-
tie.

„Und wenn die SPD einmal 
begriffen hat, wie man etwas nicht 
macht, dann wiederholen die 
das immer und immer wieder“27 . 
Dieser Satz stammt aus dem po-
litischen Kabarett. Im Vergleich 
zur Comedy, die lediglich zum 
Lachen anregt, möchte Kabarett 
zum kritischen Nachdenken an-
regen. Dieser Anspruch scheint 
auch einige SPD-Mitglieder (in 
Bund und regional) zu überfor-
dern. 

Fehler können gemacht wer-
den. Wer aus seinen Fehlern 
jedoch nicht lernt und permanent 
eine Politik gegen die Mehrheit 
der Bürger betreibt, bekommt 
dafür früher oder später die 
Quittung. Das Bundestagswahl-
Ergebnis von 2009 ist so eine. 
Wenn jemand ernsthaft meinen 
sollte, mit 23 Prozent sei nun 
der Tiefpunkt erreicht, so ist eine 
Anfrage z. B. bei den Grünen, 
der Linken oder der FDP zu 
empfehlen, die nicht selten um 
den Einzug gebangt und oftmals 
auch verpasst haben.

Schlussfolgerung

Eine Re-Sozialdemokratisierung 
der SPD28  gepaart mit hoher 
Politisierung und Polarisierung 
zugunsten eines „klaren, arbeit-
nehmerzentriert-reformerischen 
Profils“29 , wie es im Wahlkampf 
1972 betrieben worden ist, er-
scheint dringend geboten. Wes-
halb ist die Sozialdemokratische 
Partei in Deutschland gegründet 
worden? Ein Blick in die Ge-
schichtsbücher kann hilfreich 
sein: „Ziel sozialdemokratischer 
Wirtschaftspolitik ist (...) eine ge-
rechte Beteiligung aller am Ertrag 
der Volkswirtschaft, ein Leben 
in Freiheit und ohne unwürdige 
Abhängigkeit und ohne Ausbeu-
tung. (...) Mit ihrer durch Kartelle 
und Verbände noch gesteigerten 
Macht gewinnen die führenden 
Männer der Großwirtschaft einen 
Einfluss auf Staat und Politik, der 
mit demokratischen Grundsätzen 
nicht vereinbar ist. (...) Diese 
Entwicklung ist eine Herausfor-

derung an alle, für die Freiheit 
und Menschenwürde, Gerech-
tigkeit und soziale Sicherheit die 
Grundlagen der menschlichen 
Gesellschaft sind.“ Ein Auszug 
aus dem Grundsatzprogramm 
der SPD, beschlossen vom 
Außerordentlichen Parteitag der 
SPD in Bad Godesberg vom 13. 
bis 15. November 1959, der auch 
die aktuelle Situation sehr gut 
widerspiegelt. 

Mehr Sozialdemokratie in der 
SPD und für das Land wagen30 

. Das kann nicht von oben nach 
unten herunter-dekliniert werden, 
sondern nur von unten nach 
oben, von den Mitgliedern vor 
Ort gelingen, also in den Orts-
vereinen, über die Unterbezirke 
bis zu den Bundesgliederungen 
der Partei.

Eine Politik für die Arbeitneh-
merschaft und sozial Schwache 
ist eine gute Politik für die SPD. 
Wenn die SPD die breite Bevöl-
kerung begeistern kann, ist sie 
auch selber begeistert.
In diesem Sinne: Glück auf!


